
ralverdacht stellt und entwaff-
net, profitieren am Schluss die 
Kriminellen. Deren Waffen ste-
hen nämlich in keinem Register, 
neue Richtlinie hin oder her.»

Pro-Tell-Chef Jean-Luc Addor 
(54) teilt die Botschaft des 
Videos ebenfalls. Aber der Wal-
liser SVP-Nationalrat, der selber 
als unzimperlich gilt, sagt: «Es 
entspricht nicht dem Stil von 
Pro Tell.»

Sifa-Präsident Glarner ist 
diese Kritik egal. Er steht voll 
hinter dem Startchlapf seiner 
Truppe fürs Referendum. «Die 
anderen sollen doch ihre Weich-
spüler-Geschichten fahren. Wir 
machen die, bei denen man 
drauskommt.»

Ihm ist auch einerlei, dass 
Querschüsse vor Referendums-
start kein guter Start für eine 
breite Allianz sind. Dabei 
bräuchte es die für einen erfolg-
reichen Abstimmungskampf.

Offiziere, Schützen, aber auch 
SVP und Auns lassen es bis im 
Herbst offen, ob sie in den Refe-
rendumskampf steigen. Eine 
Kampagnenführung der Sifa 
oder von Pro Tell wäre für 
Schützen und Offiziere ein No-
Go. Offizier Holenstein kritisiert 
nicht nur das Sifa-Video, son-
dern auch die «teilweise un
verhältnismässigen, extremen» 
Forderungen von Pro Tell. «Die 
haben der Sache bisher eher  
geschadet als genützt.»

Salzmann fände es wie 
Holenstein am sinnvollsten, 
wenn die Interessengemein-
schaft Schiessen Schweiz (IGS) 

die Kampagne führt – ein Dach-
verband, der alle wichtigen 
Partner einbindet.

Pro-Tell-Chef-Addor gibt sich 
dementsprechend kompromiss-
bereit. An der nächsten Sitzung 
Ende Juni werde Pro Tell nicht 
à tout prix die Führung beim 
Referendum fordern. 
«Wir müssen zusam-
menstehen, wenn 
wir die neuen Be-
stimmungen 
versenken 
und die 
Rechte und 
Freiheiten 
der 
Schwei-
zer be-
wahren 
wollen.» 
Andrea 
Willi-
mann
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Mehr Streiktage
Zürich – Im letzten Jahr kam es  
zu elf Arbeitsniederlegungen mit 
455 Beteiligten nach acht Streiks 
mit 2181 Streikenden im Vorjahr. 
Trotz der deutlichen Abnahme der 
am Streik beteiligten Personen hat 
sich die Zahl der mit der Arbeits-
niederlegung ausgefallenen 
Arbeitstage von 1004 im Vorjahr 
auf 3578 Tage erhöht, so das 
Bundesamt für Statistik.  

Euro unter 1.16 Franken
Frankfurt am M. (D) – Die Euro-
päische Zentralbank EZB belässt 
den Leitzins auf einem Rekordtief 
von 0,0 Prozent, stellt aber ein 
Ende der Anleihenkäufe in Aus-
sicht. Darauf rutschte der Euro un-
ter die Marke von 1.16 Franken. 

Büttiker ist neuer  
Ombudsmann
Zürich – Alt Ständerat Rolf 
Büttiker (67) amtet ab 1. Juli als 
neuer Ombudsmann der Schwei-
zer Fleischwirtschaft. Diese Ins-
tanz wurde im April 2015 ins Leben 
gerufen, nachdem der BLICK den 
Carna-Grischa-Skandel aufdeckte.

Post soll die volle 
Rechnung begleichen

Bund, Kantone und Parlamentarier fordern

P ostauto wird je-
den geschulde-
ten Franken zu-

rückzahlen.» Das ver-
sprach Postpräsident 
Urs Schwaller (65) am 
Montag. Um wie viel es 
dabei geht, ist aber um-
stritten. Das Bundes-
amt für Verkehr (BAV) 
geht von 78 Millionen 
Franken aus, die die 
Posttochter zwischen 2007 und 
2015 mit Buchungstricks von 
Bund und Kantonen erschlichen 
hat. Die von der Post eingesetz-
ten Experten kommen hingegen 
auf eine andere Summe: 90,9 
Millionen.

In Wahrheit dürfte es noch 
viel mehr Geld sein. Denn wie 
Schwaller am Montag auch sag-
te, hat der Bschiss am Steuer-
zahler schon viel früher begon-
nen, «wahrscheinlich vor dem 
Jahr 2000». Ob dieses Geld an 
Bund und Kantone zurückge-
zahlt wird, ist aber unsicher. 
Rein rechtlich ist die Verjäh-
rungsfrist von zehn Jahren ver-
strichen.

Ausgerechnet ein Anwalt 
stellt diese Begründung nun in 
Frage. «Es stellt sich die Frage, 
ob es reicht, wenn die Post nur 
zurückzahlt, was sie zwischen 
2007 und 2015 ertrickst hat», 

findet der Aargauer FDP-Natio-
nalrat Thierry Burkart (42).

Er fordert, dass die Post un-
abhängig von der Verjährungs-
frist für den gesamten Schaden 
aufkommt, und hat gestern ei-
nen entsprechenden Vorstoss 
eingereicht. «Die Post sollte 
sich als staatliches Unterneh-
men, das gegenüber Bund und 
Kantonen eine gesteigerte Ver-
antwortung hat, nicht nur an der 
juristischen Verjährung orientie-
ren», sagt er.

Burkart ist nicht der Einzige, 
der eine weitergehende Rück-
zahlung fordert. Auch das BAV, 
das den Postauto-Bschiss im  
Februar aufgedeckt hat, denkt 
in diese Richtung. «Das BAV 
überlegt, ob es auch für die Jah-
re vor 2007 entsprechende 
Rückzahlungen einfordern 
wird», bestätigt Sprecher Gre-
gor Saladin.

Und auch die Kantone 
wollen sich nicht abspeisen 
lassen. Die Konferenz der 
kantonalen Verkehrsdirek-
toren steht deswegen in en-
gem Kontakt mit dem BAV. 
Der Berner Regierungsrat 
Christoph Neuhaus (52) 
dürfte für viele seiner Kolle-
gen sprechen, wenn er sagt: 
«Es gibt nicht nur eine juris-
tische, sondern auch eine 

moralische Verantwortung. Für 
mich ist klar: Zu Unrecht bezo-
gene Steuergelder müssen zu-
rückgezahlt werden.»

Muss die Post jetzt nochmal 
über die Bücher, um herauszu-
finden, ab wann genau getrickst 
und um welche Summe der 
Steuerzahler gebracht wurde? 
Und ist das überhaupt möglich? 
Viele Dokumente von damals 
dürften längst vernichtet sein.

«Sicher wäre es zu viel ver-
langt, die Vorjahre minutiös zu 
prüfen», gibt sich Burkart ku-
lant. Aber: Mit einer Hochrech-
nung aufgrund der zwischen 
2007 und 2015 unrechtmässig 
bezogenen Subventionen könn-
te eine plausible Summe be-
nannt werden, meint er. Eine 
andere Möglichkeit wäre, dass 
Bund und Kantone mit der Post 
verhandeln, wie viel für die Jah-
re vor 2007 fällig ist.  Sermîn Faki

Postauto-Bschiss

«Weichspüler» gegen 
«Extremisten»

Die Schützen nehmen sich gegenseitig ins Visier

H eute wird der National-
rat das neue Waffen
gesetz in der Schluss

abstimmung gutheissen. In tro-
ckenen Tüchern ist die Schwei-
zer Variante der EU-Waffen-
richtlinie aber noch nicht. In der 
Herbstsession werden Gegner 
und Befürworter im Ständerat 
verbal aufeinander losballern.

Doch auch dann ist noch 
nicht Schluss. Denn die Waffen-
lobby um Pro Tell wird das Refe-
rendum ergreifen. Mit an Bord 
ist die Sifa, die Vereinigung «Si-
cherheit für alle» unter Präsi-
dent Andreas Glarner (55). Und 
der Aargauer SVP-Nationalrat 
schiesst bereits jetzt scharf.

Die Sifa startet heute mit 
einem Video im Stil der Entwaff-
nungs-Initiative 2011 ihre Refe-
rendumskampagne. Ein südlän-
disch aussehender Mann richtet 
eine Pistole auf den Zuschauer 
– und drückt ab. Der Slogan 
dazu: «Waffenmonopol für Kri-
minelle? Entwaffnungs-Diktat 
der EU Nein».

Ein Schreckschuss für die an-
deren Waffenfans. «Das geht für 
uns gar nicht!», sagt Stefan  
Holenstein (56), Präsident der 
Schweizerischen Offiziersge-
sellschaft. «Ein solches Video 
trägt rein gar nichts zur Versach-
lichung und zum besseren Ver-
ständnis der hoch emotionalen 
Debatte bei – ganz im Gegenteil: 
Das ist kontraproduktiv!»

Auch Werner Salzmann (55), 
SVP-Sicherheitschef und Präsi-
dent des Berner Schiesssport-
verbands, findet: «Das Video 
wird uns kaum helfen.» Auch 
wenn es die Probleme der neu-
en Waffenrichtlinie auf den 
Punkt bringe: «Wenn man alle 
legalen Schützen unter Gene-

Hat die Genossenschaft ausgedient?

Jede und jeder im Stadion 
hat das Foul gesehen, nur 
der Schiedsrichter braucht 

die Videoaufzeichnung, um 
sich zu überzeugen, dass etwas 
krummgelaufen ist. Etwa  
so verhält sich die Finanz-
marktaufsicht (Finma) im Fall 
Raiffeisen. Die Probleme bei 
der drittgrössten Bank im Land 
sind seit Jahr und Tag bekannt, 
doch die Aufsicht ignorierte 
sie. Erst als wegschauen nicht 
mehr ging, eröffnete sie im 
letzten Herbst ein Untersu-
chungsverfahren.

Die nun vorliegenden Ergebnis-
se lassen aufhorchen: Der Ver-
waltungsrat unter dem inzwi-
schen geschassten Präsidenten 
Johannes Rüegg-Stürm war 
überfordert und nahm seine 
Aufsichtspflichten nicht wahr. 
Ex-Chef Pierin Vincenz wickel-
te halbprivate Deals ab, die  
gegen alle Regeln der guten 
Unternehmensführung ver-

stiessen – und womöglich 
strafbar sind.

Mit all dem hat die Finma 
recht, doch die Erkenntnisse 
kommen zu spät. Und die Fol-
gerungen gehen zu wenig weit. 
Wie Vincenz zu seinen Aktiv-
zeiten packt sie nun auch des-
sen Nachfolger Patrik Gisel mit 
Samthandschuhen an. Das ist 
unverständlich, denn als Vin-
cenz’ treuer Gefolgsmann sass 
Gisel in den Verwaltungsräten 
jener Firmen, um die es in den 
kritisierten Deals geht.

Teile der Raiffeisen-Basis  
gehen da weiter. Sie fordern  
einen Neuanfang, der diesen 
Namen auch verdient. Dem 
kann man nur zustimmen.  

Raiffeisen braucht 
einen Neuanfang

Das meint
Guido Schätti 
Stv. Chefredaktor BLICK
guido.schaetti@ringier.ch

Bankkonzernen eigentlich un-
denkbar.
Hat die Umwandlung in eine AG 
bei den Genossenschaftern über-
haupt eine Chance?
Nicht heute oder morgen, aber 
die Genossenschafter werden 

sich an den Gedanken ge-
wöhnen müssen. Bis anhin 
war die Genossenschafts-

struktur eine rote Linie, 
doch das wird sich nicht 

zuletzt wegen der In-
tervention der Finma 
nun ändern. Die Fin-
ma spielt den Ball 
jetzt Raiffeisen zu, 

damit es auch emoti-
onal zu einer Enttabui-

sierung dieser Thematik 
kommt. Ich befürworte bei 

Raiffeisen seit zehn Jahren, 

dass die Genossenschaften in 
AG umgewandelt werden.
Wäre auch eine Mischform denk
bar?
Statt einer eigentlichen Um-
wandlung könnte ich mir aber 
auch vorstellen, dass zumin-
dest die Kleinbanken als Ge-
nossenschaften bleiben, hin-
gegen nicht die St. Galler Mut-
tergesellschaft.
Was würde eine Neustrukturie-
rung denn für die Kunden bedeu-
ten?
Sie würde es nicht merken, für 
sie wäre es weder positiv noch 
negativ. Viele Kunden fühlen 
sich jedoch emotional stärker 
mit einer «lieben» Genossen-
schaft verbunden als mit einer 
«bösen» Aktiengesellschaft.  
� Interview: Sven Zaugg

Aktienrechtler Peter V. Kunz zur Raiffeisen-Krise

Postpräsident 
Urs Schwaller .

FDP-Nationalrat 
Thierry Burkart.

Alte Knarre
Mit einem Sujet aus dem Kampf

gegen die Entwaffnungsinitiative von 2011
setzt die Sifa auf die Angst-Karte.

«Weichspüler» und
SVP-Sicherheitschef

Werner Salzmann.

«Extremist» und
Sifa-Präsident
Andreas Glarner.

«Unglaubliche Arroganz  
und unzählige Spitzkehren»

Ausser Kontrolle
Ex-Chef Pierin Vincenz konnte

bei Raiffeisen schalten und
walten, wie er wollte. 


